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Baerbock fordert klare Konsequenzen
nach dem Solinger Anschlag

Bundesaußenministerin Baerbock fordert die gründliche
Aufarbeitung der Solingen-Tat und kritisiert das Versagen

der Sicherheitsbehörden.

Berlin (ots)

Die Bundesaußenministerin Annalena Baerbock kritisierte in
einer aktuellen Äußerung die Unfähigkeit der
Sicherheitsbehörden, effektiv auf die Problematik von
Asylbewerbern mit strafrechtlichem Hintergrund zu reagieren.
Dies geschah im Kontext der tragischen Ereignisse in Solingen,
wo die Diskussion über die Konsequenzen des dortigen
Anschlags in vollem Gange ist. Baerbock beklagte, dass bei der
Debatte „viele Dinge durcheinander“ laufen und warf die Frage
auf, wie es so weit kommen konnte, dass der mutmaßliche Täter
nicht nach Syrien, sondern nach Bulgarien hätte abgeschoben
werden sollen.

Mit Nachdruck forderte Baerbock eine umfassende Aufarbeitung
des Falls. Sie äußerte, dass nach den jüngsten gesetzlichen
Anpassungen, die der Bundesregierung unter Änderungen des
Rückführungsgesetzes vorgenommen wurden, die Suche nach
untergetauchten Personen aktiv angegangen werden müsse.
„Genau das ist in diesem Fall nicht passiert“, stellte sie fest und
betonte die Dringlichkeit einer genaueren Untersuchung der
Abläufe von Seiten der Behörden.

Rechtslage und Verantwortlichkeiten



Ein zentraler Punkt in Baerbocks Rede war die klare Rechtslage
in Deutschland, die besagt, dass Straftäter und Gefährder in der
Regel keinen subsidiären Schutz erhalten können. Dies beziehe
sich jedoch nicht nur auf theoretische Überlegungen:
„Deswegen haben Mörder und Terroristen bei uns keinen Platz“,
so die Politikerin. Sie machte deutlich, dass die Bundesregierung
in ihrer Haltung zur Bekämpfung von Extremismus und zur
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit
unmissverständlich sei.

Die Ministerin verwies ferner auf die Möglichkeit der
Abschiebung straffällig gewordener Asylbewerber nach
Herkunftslanden wie Syrien oder Afghanistan. Allerdings rief sie
dazu auf, die geopolitischen Gegebenheiten zu beachten – in
Syrien herrsche ein Diktator, während in Afghanistan die Taliban
das Sagen hätten, die selbst Terror unterstützen.

Fehlende Kommunikation und notwendige
Maßnahmen

Annalena Baerbock forderte von den Sicherheitsbehörden eine
bessere Kommunikation und strategisches Vorgehen, um in
Zukunft ähnliche Vorfälle zu vermeiden. Sie stellte fest, dass die
bestehenden Strukturen der Abschiebung überarbeitet und
effizienter gestaltet werden müssen. Dies könne dazu führen,
dass potentielle Gefahren eher identifiziert und beseitigt
werden, bevor es zu Anschlägen oder anderen kriminellen
Aktivitäten kommt.

Zusätzlich zu den politischen Forderungen äußerte sich
Baerbock auch über die Rolle der Gesellschaft. Hierbei betonte
sie die Notwendigkeit, dass alle Akteure zusammenarbeiten, um
das Vertrauen der Bevölkerung in die Sicherheits- und
Justizbehörden zu stärken. Visuelle und berichtete Transparenz
über die Handlungsweisen der Behörden könnten helfen,
besorgte Bürger zu beruhigen und die Akzeptanz für notwendige
Maßnahmen zu erhöhen.



Die Ministerin rief zwar zu einer nüchternen Betrachtung der
Sachlage auf, dennoch ließ sie durchblicken, dass die
Aufarbeitung in Solingen ein Anstoß für tiefgreifende
Veränderungen im Umgang mit extremistischen Bedrohungen
sein solle. Der Fall könnte als Wendepunkt wahrgenommen
werden, um präventive Strategien zur Gefahrenabwehr zu
etablieren.

Ein Blick in die Zukunft

Die Thematik der Sicherheit und der Umgang mit Ausländern,
die in kriminelle Aktivitäten verwickelt sind, wird in den
nächsten Monaten mit Sicherheit weiter intensiv diskutiert
werden. Baerbocks Aussagen erwecken den Eindruck, dass die
Bundesregierung bereit ist, die bestehenden Gesetze und
Regelungen zur Gefahrenabwehr kritisch zu prüfen und an die
aktuellen Gegebenheiten anzupassen. Die Dringlichkeit dieser
Angelegenheiten wird durch die Schwere der Vorfälle in Solingen
unterstrichen und sollte als Mahnung dienen, dass schnelles
Handeln erforderlich ist.

Politischer Kontext der
Abschiebungsgesetzgebung

Die Diskussion um die Abschiebung von Asylbewerbern,
insbesondere in Fällen von Kriminalität, hat in Deutschland seit
Jahren an Intensität gewonnen. Nach den flüchtlingspolitischen
Herausforderungen der letzten Jahre, insbesondere während der
Flüchtlingskrise 2015, wurde das Rückführungsgesetz 2020
verschärft. Ziel war es, die Möglichkeiten der Abschiebung zu
erweitern und sicherzustellen, dass straffällig gewordene
Ausländer schneller in ihre Herkunftsländer zurückgeführt
werden können. Die Situation wurde weiter kompliziert durch
öffentliche Debatten über Integration, Sicherheit und die
Wahrung humanitärer Standards.

In der aktuellen politischen Landschaft steht das Thema auch im



Zusammenhang mit dem zunehmenden Einfluss populistischer
Parteien, die häufig eine striktere Asyl- und
Einwanderungspolitik fordern. Diese Stimmen stellen die
aktuelle Bundesregierung vor die Herausforderung, einen
Balanceakt zwischen dem Schutz der nationalen Sicherheit und
den menschenrechtlichen Verpflichtungen Deutschlands zu
vollziehen. Es gilt zu beachten, dass die Rechtsprechung in
deutschen Gerichten rigoros überwacht wird, um
sicherzustellen, dass die Rückführungen rechtmäßig und human
ablaufen.

Aktuelle Statistiken zu Abschiebungen und
Kriminalität im Kontext von Asylbewerbern

Die aktuelle Situation wird durch verschiedene statistische
Erhebungen untermauert. Laut dem Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge (BAMF) wurden im Jahr 2022 insgesamt 9.239
Abschiebungen durchgeführt. Dies stellt einen Anstieg im
Vergleich zu den Vorjahren dar, wobei jedoch weiterhin ein
großer Teil der anerkannten Asylbewerber im Land bleibt. Ein
Bericht des Innenministeriums zeigt zudem, dass straffällige
Ausländer für einen signifikanten Anteil der Kriminalität
verantwortlich sind, wobei es in den letzten Jahren zu einem
Anstieg von Straftaten gekommen ist, die von Personen ohne
deutschen Pass verübt wurden.

Beispielsweise ergab eine Studie des Kriminologischen
Forschungsinstituts Niedersachsen, dass von 2018 bis 2020 der
Anteil der Tatverdächtigen unter Asylbewerbern in bestimmten
Deliktsbereichen anstieg. Während die allgemeine
Kriminalitätsrate in Deutschland tendenziell zurückging, stiegen
in einigen Regionen die Übergriffe, was die öffentliche
Diskussion über Asyl und Kriminalität zusätzlich anheizte.

Diese Daten helfen, den Kontext der aktuellen Diskussionen um
die Sicherheitspolitik und das Asylrecht besser zu verstehen und
zeigen, wie eng verwoben diese Themen sind.
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